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IN ZUKUNFT  
NUR GEMEINSAM! 
UNSERE VISION VON EINEM GEEINTEN EUROPA

VORWORT
Für uns als Verband, für den eine solidarische in-
ternationale Entwicklung ein wichtiges Anliegen 
ist, der internationale Partnerschaften pflegt und 
sich über die MIJARC auch auf europäischer Ebene 
vernetzt und einbringt, ist das Gelingen der euro-
päischen Einigung ein Herzensanliegen. 

In Zeiten von Renationalisierungstendenzen in 
einzelnen Mitgliedsstaaten und dem geplanten 
Austritts eines Mitgliedsstaats aus der EU sehen 
wir als KLJB die Europäische Union als Projekt der 
europäischen Einigung ernsthaft in Gefahr. Des-
wegen hat sich die KLJB-Bundesversammlung in 
einem Beschluss klar zu Europa und zur Europä-
ischen Union bekannt und Visionen für die Zu-
kunft des europäischen Projekts entwickelt, um 
nicht anderen die Deutungshoheit über Europa zu 
überlassen.

Gleichzeitig wollen wir aber auch aufzeigen, 
wo wir Veränderungsbedarf sehen und wo Euro-
pa besser werden muss, nämlich offener, demo-
kratischer, gerechter, erlebbarer und jünger. Wir 
haben deshalb Vorschläge für eine Weiterent-
wicklung des Staatenverbunds gemacht.

Europa ist für uns mehr als ein wirtschaftlicher 
Zusammenschluss und vor allem mehr als die Kri-
sen, in denen es sich seit einigen Jahren befindet. 
Genau das wollen wir mit diesem Dialogpapier 
herausstellen und freuen uns auf den Austausch 
darüber innerhalb unseres Verbands und mit po-
litischen MandatsträgerInnen auf kommunaler, 
Landes-, Bundes- und Europaebene. 

Der KLJB-Bundesvorstand
Stefanie Rothermel, Stephan Barthelme,  
Tobias Müller, Daniel Steiger, Artur Jez

.

Vor 60 Jahren begann mit der Unterzeichnung der Römischen Verträ-
ge1 die europäische Einigung als erfolgreichstes Friedensprojekt der 
Geschichte. Ausgehend von den Erlebnissen der beiden Weltkriege 
im vergangenen Jahrhundert hat die europäische Integration seitdem 
maßgeblich zum gegenseitigen Verständnis und zum Zusammenwach-
sen der europäischen Völker beigetragen. Die kontinuierlich weiter aus-
gebaute Zusammenarbeit in der Europäischen Union ist Garant für den 
Frieden zwischen ihren Mitgliedsstaaten.

Die Vertiefung der Kooperation innerhalb Europas hat viele Erleich-
terungen und Vorzüge gebracht, die heute aus dem alltäglichen Leben 
seiner BürgerInnen, insbesondere der jungen Menschen, nicht mehr 
wegzudenken sind. Auch wenn die Europäische Union ursprünglich 
als wirtschaftspolitischer Zusammenschluss gegründet wurde, ist sie 
heute viel mehr: Junge Menschen wachsen schon im Wohnumfeld, im 
Kindergarten, in der Schule sowie in Ausbildung, Studium und Beruf 
mit kulturell unterschiedlich geprägten Gleichaltrigen auf. Sie reisen 
grenzenlos in die anderen Länder der Europäischen Union und nutzen 
den Euro selbstverständlich als Zahlungsmittel. Dabei haben besonders 
Jugendliche seit vielen Jahrzehnten weiterführende Ideen von Europa 
entwickelt, da sich in der Lebenswirklichkeit junger Menschen ein rein 
wirtschaftlicher Zusammenhang nicht erschließt. Sie streben nach in-
haltlichem und freundschaftlichem Austausch und partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit.2 

Informationen und Nachrichten zu aktuellen 
Themen der verbandlichen Diskussion
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Heute steckt die Europäische Union allerdings in einer gro-
ßen Krise: Mit dem Vereinigten Königreich hat zum ersten 
Mal seit Bestehen der EU ein Mitgliedsstaat beschlossen, aus 
der Union auszutreten. Interessensunterschiede zwischen 
den Mitgliedsstaaten treten in vielen Politikfeldern immer 
wieder zutage und die nationalen Regierungen, die Europä-
ische Kommission und das Europäische Parlament arbeiten 
oft mehr gegen- als miteinander. Wir stellen besorgt fest, 
dass es in einigen Mitgliedsstaaten zur Aussetzung rechts-
staatlicher Prinzipien oder zu Eingriffen in die Gewaltentei-
lung kommt. Grenzen werden geschlossen, populistische und 
nationalistische Kräfte sind in ganz Europa erstarkt, organi-
sieren sich gemeinschaftlich im Europäischen Parlament und 
darüber hinaus und greifen in einigen EU-Ländern sogar nach 
der Macht. Längst steht nicht mehr nur die Frage im Raum, 
wie die Europäische Union weiterentwickelt werden kann, 
sondern auch eine partielle Rückabwicklung ist denkbar ge-
worden.

Immerhin schaffen es Jugendliche dabei, solidarisch mit-
einander umzugehen, indem sich junge Menschen mit den 
unterschiedlichen Kulturen Europas und ihren historischen 
Besonderheiten auseinandersetzen und Verständnis fürei-
nander entwickeln.3 Auch wenn der Einigungsprozess mit 
vielen Herausforderungen verbunden ist, ein Ausgleich der 

Interessensunterschiede in Europa kräftezehrend ist und 
immer wieder um Kompromisse gerungen werden muss, 
glauben wir als Katholische Landjugendbewegung weiterhin 
fest an die europäische Idee. Wir als junge ChristInnen ma-
chen uns auf Grundlage des christlichen Menschenbildes und 
der Katholischen Soziallehre für ein vielfältiges, freies und 
solidarisches Europa stark. Wir treten ein für Nächstenliebe 
und Solidarität mit den Benachteiligten, Ausgegrenzten und 
Diskriminierten in unserer Gesellschaft. Wir als Teil der euro-
päischen Jugend wollen Europa gestalten – wir lassen uns die 
europäische Idee nicht von NationalistInnen, PopulistInnen 
und den Ewiggestrigen kaputt machen.

Als junge europäische BürgerInnen sind wir davon über-
zeugt, dass nur die Fortsetzung des Integrationsprozesses 
eines friedlichen und demokratischen Europas zu einer gesi-
cherten Zukunft für uns und die nachfolgenden Generationen 
beitragen wird. Darum wollen wir die Errungenschaften des 
europäischen Einigungsprozesses bewahren und ausbauen. 
Die KLJB hat deswegen Visionen und Forderungen aus Sicht 
der Jugend für Europa formuliert und möchte so ihren Beitrag 
zur Weiterentwicklung der Europäischen Union leisten, damit 
diese auch in Zukunft die Einheit der europäischen Völker in 
ihrer Vielfalt gestalten kann.

KURZ-INFO
Geschichte der EU

Nach dem zweiten Weltkrieg haben sich die europäischen Staaten zu-
sammengeschlossen, um den Frieden in Europa langfristig zu sichern. 
Politische und wirtschaftliche Interessen sollten in Zukunft gemeinsam 
auf demokratische Weise entschieden werden. Dafür haben sie ihre  
eigenen Organe, das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, die Eu-
ropäische Kommission, den Europäischen Gerichtshof und den Europäischen 
Rechnungshof eingerichtet. Die Mitgliedsländer geben dafür einen Teil ihrer 
staatlichen Souveränität ab. Dieser Prozess wird als „Europäische Integration“ 
bezeichnet, welche auf vier Gründungsverträgen beruht. Zunächst schlossen sich Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande 1951 zur Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (EGKS) zusammen. Den nächsten Schritt bildeten 1957 die sogenannten 
Römischen Verträge. Dabei gründeten dieselben Länder die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) und die Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM) zur Schaffung eines gemeinsamen Mark-
tes und zur Entwicklung der friedlichen Nutzung der Kernenergie. Nach dem Fall des Eisernen Vor-
hangs und nach der Wiedervereinigung in Deutschland wurde die heutige Europäische Union durch 
den Vertrag von Maastricht 1992 gegründet. Damit wurde auch eine gemeinsame Wirtschafts- und 
Währungsunion geschaffen. 2009 wurden mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon die Europä
ischen Gemeinschaften aufgelöst und in die Europäische Union integriert.

Fortsetzung von Seite 1
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Wir stellen fest:
Viele Menschen innerhalb der Euro-

päischen Union nutzen heute die Mög-
lichkeiten der Freizügigkeit4 in Europa: 
Sie verreisen ohne Grenzkontrollen, 
verbringen einen Teil ihrer Schulzeit 
oder ihres Studiums in anderen euro-
päischen Ländern, machen dort eine 
Ausbildung und können ihren Arbeits-
platz in jedem EU-Mitgliedsstaat frei 
wählen. Die heute aufwachsenden Kin-
der und Jugendlichen bilden die erste 
Generation, die ohne Grenzkontrollen 
und Zollschranken aufgewachsen sind. 
Die Freizügigkeit ermöglicht grenzüber-
schreitende Beziehungen und trägt 
dazu bei, uns zu weltoffeneren Bürge-
rInnen zu machen und Frieden zu stif-
ten. Sie eröffnet Zukunftsperspektiven 
und kann helfen, den Wunsch nach ei-

nem besseren Leben zu verwirklichen. 
Für die meisten EU-BürgerInnen, ins-
besondere für viele junge Menschen, 
sind Grenzkontrollen zwischen den Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union 
heute unvorstellbar.

Dennoch ist die Freizügigkeit inner-
halb Europas heute längst nicht mehr 
so selbstverständlich wie noch vor  
wenigen Jahren: Das Schengener Ab-
kommen ist derzeit teilweise ausge-
setzt und Einreisekontrollen zwischen 
Österreich und Deutschland, Frank-
reich und Belgien oder Dänemark und  
Schweden sind wieder an der Tagesord-
nung.5 Unterdessen werden die Rufe 
nach Wiedereinführung von dauerhaf-
ten Grenzkontrollen lauter, populisti-
sche Parteien in vielen Mitgliedsstaaten 
propagieren die Rückkehr zu einer Ab-
schottungspolitik als vermeintlich ein-
zige Lösung vieler aktueller Probleme. 
Die Freizügigkeit wird, obwohl sie für 
uns eine der wesentlichen Errungen-

schaften europäischer Integration ist, 
von manchen als Bedrohung wahrge-
nommen und mit Fremdenfeindlichkeit 
und Nationalismus beantwortet.

Doch nicht nur an den Landesgren-
zen zwischen den Mitgliedsstaaten 
kommt es derzeit zu einer Renais-
sance der Abschottung, sondern auch 
die europäische Asyl-, Migrations- und 
Flüchtlingspolitik ist heute mehr als 
je zuvor auf Abwehr ausgerichtet. Die 
Abschottung der Außengrenzen und 
die immer noch fehlende Möglichkeit, 
ohne Risiken für Leib und Leben Asyl 
in der EU zu beantragen, zwingt Ge-
flüchtete weiterhin zu lebensgefährli-
chen Fluchtrouten wie über den Balkan 
oder das Mittelmeer. Der Status Quo 
fördert den gefährlichen, oft tödlichen 
Menschenschmuggel und steht diame-
tral den Grundwerten der Europäischen 
Union entgegen: Menschen überlassen 
sich freiwillig SchlepperInnen, zahlen 
horrende Beträge und setzen aus Ver-

Wir wollen ein  
offenes Europa!
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zweiflung ihr Leben aufs Spiel, da eine 
Rückkehr in ihre Heimatländer durch 
Krieg, Verfolgung oder gesellschaftliche 
Ausgrenzung oft unmöglich ist. Insbe-
sondere Kinder und Jugendliche sind 
auf der Flucht oft die schwächsten Glie-
der. Dazu kommt, dass durch das Dub-
lin-Verfahren die südlichen EU-Staaten 
seit Jahren überproportional belastet 
werden, anstatt eine solidarische und 
faire Verteilung Geflüchteter zu ermög-
lichen.6  

Wir bewerten das so:
Die Freizügigkeit in Europa ist eine 

der zentralen Errungenschaften der Eu-
ropäischen Union und darf nicht durch 
kurzfristige oder kurzsichtige Maßnah-
men einzelner Mitgliedsstaaten einge-
schränkt werden. Stattdessen sollte der 
Schengener Besitzstand7 auf alle EU-
Mitglieder erweitert werden.

Während sich einige Teile der Welt 
derzeit wieder gegenüber anderen 
durch rein eigennützige protektionis-
tische Maßnahmen, Einreiseverbote 
und physische Barrieren abschotten, 
möchten wir ein ganz klares Gegen-
gewicht setzen. Freier Grenzverkehr ist 
und bleibt für uns notwendige Voraus-

setzung für einen intensiven Austausch 
zwischen den Völkern Europas. Wir als 
Katholische Landjugendbewegung wol-
len in Europa keine Abschottungspoli-
tik, keine neuen Grenzkontrollen und 
sicherlich keine Zäune und Mauern.

Die Sicherung der Außengrenzen der 
Europäischen Union, die eine geregel-
te Zuwanderung nach Europa gewähr-
leisten sollen, darf nicht dazu führen, 
dass Menschen, die wegen Krieg, Ter-
ror, dem Klimawandel oder anderer 
Fluchtursachen nach Europa kommen, 
dadurch ihr Menschenrecht auf Asyl 
verwehrt wird. Wer von Europa Hilfe 
benötigt, muss auch Hilfe bekommen!

Dabei sprechen wir uns klar für die 
Abschaffung des bisherigen Dublin-
Systems8 aus – stattdessen brauchen 
wir endlich eine gemeinsame und ein-
heitliche Asyl- und Flüchtlingspolitik der 
Europäischen Union, die die Situation 
des Einzelnen in den Blick nimmt, Ge-
flüchtete fair über alle Mitgliedsstaaten 
verteilt und in der die Mitgliedsstaaten 
miteinander Verantwortung für die Ge-
flüchteten übernehmen und gemein-
sam für die Kosten aufkommen. Die 
Mitgliedsstaaten sind gleichermaßen 
in der Pflicht, Geflüchtete ohne Kate-

gorisierung nach Herkunft oder Religion 
Schutz zu gewähren. Stattdessen müs-
sen individuelle Faktoren wie die Fa-
milienzusammenführung oder Sprach-
kenntnisse Berücksichtigung finden.

Auch wenn die Balkanroute mittler-
weile nahezu geschlossen ist und durch 
fragwürdige Abkommen – wie dem 
zwischen der EU und der Türkei – die 
Anzahl der Geflüchteten, die nach Eu-
ropa kommen, merklich verringert wur-
de, hat sich dadurch – angesichts des 
weiterhin tobenden syrischen Bürger-
kriegs und anderer Konflikte in der Welt 
– die Anzahl der hilfebedürftigen Men-
schen nicht verringert. Weiterhin neh-
men Menschen ein enormes Risiko auf 
sich, um vor Krieg und Terror zu fliehen. 
Wir als junge EuropäerInnen wollen kei-
ne „Festung Europa“, sondern ein offe-
nes und tolerantes Europa, für das die 
Aufnahme von flüchtenden Menschen 
selbstverständlich ist. Die Europäische 
Union muss Geflüchteten geregelte und 
sichere Passagen nach Europa ermögli-
chen sowie Fluchtursachen in den Hei-
matländern der Flüchtenden bekämp-
fen. Ein solidarischer Neuanfang in der 
europäischen Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik ist unabdingbar!

WIR FORDERN DESWEGEN:
•	 die Freizügigkeit als hohes Gut in der Europäischen Union anzuerkennen, zu gewähren und zu erhalten,
•	 die Abschaffung aller momentan bestehenden Grenzkontrollen zwischen den Mitgliedsstaaten der Europäischen 

Union,
•	 die Ausweitung des Schengener Besitzstandes auf alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
•	 einen solidarischen Neuanfang und eine grundlegende Neuausrichtung der europäischen Migrations-, Asyl- und 

Flüchtlingspolitik, bei der die Dublin-Regelungen abgeschafft und durch ein gemeinsames und einheitliches sowie 
faires und transparentes Asylverfahren mit festen Aufnahmequoten und einem solidarischen Ausgleich innerhalb 
der Europäischen Union ersetzt werden9,

•	 Geflüchteten eine sichere und legale Einreise in die EU (z.B. durch „Humanitäre Visa“ oder „Resettlement“-Pro-
gramme) zu ermöglichen, ihnen einen fairen Zugang zum Asylsystem der Europäischen Union zu gewährleisten und 
die Praxis der illegalen Zurückweisung10 zu beenden, da auf diese Weise Geflüchtete kriminalisiert und in die Hände 
von Schlepperbanden getrieben werden und durch die Flucht in Lebensgefahr gebracht werden sowie

•	 rechtliche und praktikable Möglichkeiten zu schaffen, damit Geflüchtete auch in den Herkunfts- und Transitländern 
Asylanträge für die EU stellen können.
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Wir stellen fest:
Viele EU-BürgerInnen verspüren 

heute ein Gefühl der Einflusslosigkeit 
und Ohnmacht, wenn sie an die Europä-
ische Union denken. Durch die Stimm-
abgabe bei den Europawahlen besteht 
für die Menschen in den Mitgliedsstaa-
ten der EU zwar eine Möglichkeit zur 
Partizipation, die Macht des Europäi-
schen Parlaments ist allerdings weiter-
hin stark eingeschränkt. Dies liegt vor 
allem daran, dass das System der EU-
Institutionen nicht mit unseren Vorstel-
lungen von Demokratie übereinstimmt. 
So werden wichtige Entscheidungen 
zumeist in den Hinterzimmern des Eu-
ropäischen Rates zwischen den Staats- 
und Regierungschefinnen und -chefs 
ausgehandelt und das Europäische Par-
lament wie die nationalen Parlamente 
vor vollendete Tatsachen gestellt.

Ein weiteres Beispiel für das Demo-
kratiedefizit in der Europäischen Union 
ist das derzeit alleinige Initiativrecht 
der Europäischen Kommission im EU-
Gesetzgebungsverfahren, wodurch nur 
sie, nicht aber die Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments Entwürfe für Ver-
ordnungen und Richtlinien der Europäi-
schen Union einbringen können.

Eine Ursache für die ablehnende 
Haltung vieler BürgerInnen zur Eu-
ropäischen Union ist, dass die Zivil-
gesellschaft bei der Entwicklung der 
Europäischen Union bisher kaum ein 
Mitspracherecht hatte. Die Verträge von 
Maastricht, Amsterdam oder Nizza wur-
den ohne Mitwirkung der Bevölkerung 
eingesetzt, der EU-Verfassungsvertrag 
wurde abgelehnt. Seit dem Vertrag 
von Lissabon steht mit der Möglichkeit 
zur Einberufung eines EU-Konvents11 
jedoch ein Instrument zur Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher AkteurInnen zur 
Verfügung.

Wir bewerten das so:
Die Europäische Union mit derzeit 

28 Mitgliedsstaaten und ihren sieben 
Organen ist aufgrund einer komplexen 
Zuständigkeits- und Kompetenzauftei-
lung für viele BürgerInnen nur schwer 
zu durchschauen. Entscheidungsprozes-
se sind oftmals nicht transparent genug 
und deswegen nicht nachvollziehbar. Es 
entspricht nicht unserer Vorstellung von 
Demokratie, wenn Beschlüsse hinter 
verschlossenen Türen ohne Beteiligung 
der gewählten Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments gefasst werden. Die 
Abgeordneten müssen die Möglichkeit 
erhalten, selbst Gesetze auf den Weg 
zu bringen. Deswegen muss das Ver-
hältnis zwischen den verschiedenen In-
stitutionen neu festgelegt und die Kom-
petenzen der EU-Organe im Sinne einer 
demokratischeren EU verschoben wer-
den, um so auch die Akzeptanz der EU 
im Gesamten bei den EU-BürgerInnen 
wieder zu erhöhen. Insbesondere ist 
die parlamentarische Kontrolle inner-

Wir wollen ein  
demokratisches Europa!
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halb der EU nach wie vor unzureichend, 
da sich die EU-BürgerInnen nur durch 
ein starkes Parlament als demokra-
tisch gewählte Vertretung ausreichend 
repräsentiert fühlen. Der Rahmen der 
bisherigen EU-Verträge bietet für die 
nötigen tiefgreifenden Veränderungen 
nur begrenzte Möglichkeiten. Darum 
sprechen wir uns dafür aus, das Ver-
tragswerk der Europäischen Union wei-
terzuentwickeln und die Demokratiede-
fizite zu beseitigen.

Durch den Brexit wurde deutlich, 
dass viele, die für den Ausstieg des 
Vereinigten Königreichs aus der Euro-
päischen Union gestimmt haben, ihre 
Stimme gerade deswegen genutzt ha-
ben, um die Politik auf europäischer 
Ebene direkt beeinflussen zu können – 
auch wenn dies das Ende ihres Landes 
in der EU bedeutete.12 Es muss uns in 
Zukunft gelingen, den EU-BürgerInnen 

dauerhaft Beteiligungsmöglichkeiten 
zu eröffnen, beispielsweise durch eine 
stärkere Nutzung bereits vorhandener 
Instrumente politischer Teilhabe wie 
der Europäischen Bürgerinitiative. Sie 
bietet als erstes transnationales Werk-
zeug direkter Demokratie eine große 
Chance für das europäische Projekt und 
muss zu einem echten direktdemokra-
tischen Initiativverfahren ausgebaut 
werden.

Die politisch Verantwortlichen in 
ganz Europa sind außerdem in der 
Pflicht, ihre Entscheidungen zu erklä-

ren und öffentliche Diskussionen in den 
Parlamenten darüber zuzulassen. Wir 
brauchen, gerade in Hinblick auf die 
Weiterentwicklung der Europäischen 
Union, eine breite gesamteuropäische 
Debatte, aus der hervorgeht, was Euro-
pa für uns in Zukunft sein soll und wie 
wir es uns vorstellen. Nur wenn die 
BürgerInnen mitgenommen werden, 
kann die weitere europäische Integ-
ration gelingen und nur dann wird sie 
von der Mehrheit der EU-BürgerInnen 
getragen.

KURZ-INFO
Wie funktioniert die EU?

Das höchste EU-Organ ist derzeit noch der Europäische Rat. Dort treffen sich die Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedsländer, um grundsätzliche politische Entscheidungen zu treffen. Der Rat schlägt den oder die Kommissions
präsidentIn vor, der/die dann aber vom EU-Parlament gewählt wird. Der Rat kann keine Gesetze beschließen.

Der Rat der Europäischen Union besteht aus nationalen MinisterInnen. Ihn gibt es in zehn unterschiedlichen Zusam-
mensetzungen, z. B. den Rat der FinanzministerInnen, UmweltministerInnen oder AußenministerInnen. Der MinisterIn-
nenrat entscheidet gemeinsam mit dem Europäischen Parlament über Gesetzesinitiativen von der Europäischen Kom-
mission und legt den EU-Haushalt fest.

Die Europäische Kommission ist sozusagen das Regierungsorgan der EU. Sie wird von dem oder der Kommissions-
präsidentIn und den 28 EU-KommissarInnen (einE KommissarIn aus jedem Mitgliedsland) geleitet. Jedes Kommissions-
mitglied ist verantwortlich für ein EU-Politikfeld, wie etwa Handel, Verkehr oder Umwelt. Das EU-Parlament muss der 
Zusammensetzung der Kommission zustimmen. Die Kommission hat als „Hüterin der Verträge“ die Aufgabe, sicherzu-
stellen, dass die EU-Gesetze in den Mitgliedsländern umgesetzt werden. Die Kommission kann als einzige EU-Institution 
neue Gesetze vorschlagen.

Das Europäische Parlament wird alle fünf Jahre von den EU-BürgerInnen direkt gewählt. Die Anzahl der Abgeordneten 
hängt von der Anzahl der EinwohnerInnen des jeweiligen Mitgliedslandes ab. Im Parlament gibt es länderübergreifende 
Fraktionen, wie die Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE), die Fraktion der Europäischen Volkspartei 
(EVP), die Die Grünen/Europäische Freie Allianz (Grüne/EFA), Konföderale Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken 
/ Nordische Grüne Linke (KVEL/NGL) oder die Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialisten und Demokraten im  
Europäischen Parlament (S&D). Gewählt wird allerdings bisher nicht nach europaweiten Listen mit europäischen Spitzen
kandidatInnen, sondern nach nationalen Listen.

„Europa wächst nicht aus Verträgen, es wächst 
aus den Herzen seiner Bürger oder gar nicht.“
Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen von 1992 bis 1998
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WIR FORDERN DESWEGEN:
•	 eine klare Zuständigkeits- und Kompetenzaufteilung nach dem Subsidiaritätsprinzip zwischen der europäischen und 

den nationalen Ebenen über alle Politikfelder hinweg,
•	 die Zubilligung eines Initiativrechts für das Europäische Parlament im EU-Gesetzgebungsverfahren und gleichzeitig 

eine Neudefinition der Kompetenzen der EU-Kommission als exekutives Organ der EU, die nicht nur Hüterin der 
europäischen Verträge, sondern als europäische Regierung auch Gestalterin des politischen Prozesses in der EU sein 
sollte,

•	 die Ausweitung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens und die Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit 
auf alle EU-Politikfelder,

•	 eine Veränderung des Verfahrens für die Wahlen zum Europäischen Parlament, nach dem die Sitze im EU-Parlament 
nicht mehr nach dem nationalen Proporz der Mitgliedsstaaten, sondern nach dem gesamteuropäischen Wahlergeb-
nis echter europäischer Parteien nach einem gemeinsamen und einheitlichen Wahlrecht vergeben werden, wobei 
die Stimme jedeR EU-BürgerIn das gleiche Gewicht haben muss13,

•	 die Interessensvertretung aller Regionen innerhalb der EU zu berücksichtigen14,
•	 eine Veränderung im Machtgefüge der Europäischen Institutionen, um die Kompetenzen des Europäischen Parla-

ments als demokratisch legitimierter Vertretung der EU-BürgerInnen gegenüber dem Europäischen Rat aufzuwer-
ten, sodass künftig das EU-Parlament die erste und der Europäische Rat die zweite Kammer einer europäischen 
Legislative bilden,

•	 die Einbindung des Europäischen Rates – und damit der nationalen Regierungen – nur noch in Entscheidungsprozes-
se, in welche diese nach dem Subsidiaritätsprinzip notwendig ist,

•	 mehr Transparenz der EU-Institutionen und bei Entscheidungsprozessen auf europäischer Ebene,
•	 die Einberufung eines Europäischen Konvents15 unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft zur Weiterentwicklung der 

EU-Verträge, um die europäische Integration im Sinne der Zivilgesellschaft zu vertiefen,
•	 die Einführung eines gesamteuropäischen Referendums, um künftig europaweit über die EU-BürgerInnen betref-

fende Sachverhalte (wie die Neuordnung der EU-Verträge) abstimmen zu können,
•	 die Stärkung und Förderung der Europäischen Bürgerinitiative, um gerade jungen Menschen die Möglichkeit zu ge-

ben, ihre Zukunft politisch selbst mitzugestalten, sowie den Umbau derselben zu einem echten Instrument direkter 
Demokratie im Initiativverfahren des Europäischen Parlaments,

•	 die kontinuierliche Weiterentwicklung des Staatenverbunds der Europäischen Union hin zu einem föderalen Bun-
desstaat, der für eine gemeinsame, soziale und subsidiäre Politik steht,

•	 die konsequente Durchführung von Rechtsstaatsverfahren der Europäischen Union gegen Mitgliedsstaaten, in de-
nen die Wahrung des Rechtsstaatsprinzips fraglich ist sowie

•	 die Einführung einer europäischen Verfassung, in der die gesellschaftlichen Grundsätze, auf denen die Europäische 
Union aufbaut, in klarer und einfacher Sprache festgehalten werden.
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Wir stellen fest:
Soziale Ungerechtigkeiten innerhalb 

der Europäischen Union sind in den ver-
gangenen Jahren deutlich sichtbar ge-
worden. Mitgliedsstaaten, die von der 
Wirtschafts-, Finanz- und Bankenkrise 
am stärksten betroffen waren, sind in 
eine erhebliche Schieflage geraten. Sie 
kämpfen noch heute unter den Folgen 
der Krise und der Erfüllung der auferleg-
ten Sparauflagen. Löhne sind dort unter 
die Armutsgrenze gesunken und von 
einer sozialen Spaltung der Gesellschaft 
sind insbesondere junge Menschen  
betroffen.16 Die Jugendarbeitslosigkeit 
ist dort mit Quoten von über 40 % sehr 
hoch.17 Sogar bei guter Ausbildung sind 
junge Menschen häufig die am schlech-
testen abgesicherten TeilnehmerInnen 
am Arbeitsmarkt. Gerade die junge 
Generation in den ländlichen Regionen 
leidet unter der Sparpolitik in den be-
troffenen Ländern.

Das durch die verschiedenen Krisen 
noch verstärkte Freiheits- und Wohl-
standsgefälle innerhalb der Europäi-
schen Union ist auch Auslöser von Wan-
derungsbewegungen. Menschen, die 
aufgrund der Freizügigkeitsregelungen 
aus ärmeren in wohlhabendere Regi-
onen abwandern, werden allerdings 
bewusst zurückgewiesen und ausge-
grenzt, was nicht den Werten der euro-
päischen Gemeinschaft entspricht. Die 
Freizügigkeit wird von manchen als Be-
drohung wahrgenommen und am Ende 
mit Fremdenfeindlichkeit und Nationa-
lismus beantwortet.

Gleichzeitig kann man feststellen, 
dass den Ursachen der Krise, die Eu-
ropa vor enorme Herausforderungen 
gestellt hat, bisher noch nicht ausrei-
chend entgegengewirkt wurde, um 
eine neuerliche Krise zu vermeiden. Die 
versprochene Finanztransaktionssteu-

er scheiterte beispielsweise bisher an 
Meinungsverschiedenheiten der Mit-
gliedsstaaten.

Auch wenn es heute in der Euro-
päischen Union einen gemeinsamen 
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt gibt, sind 
staatliche Sozialleistungen traditionell 
unterschiedlich geregelt und es gibt 
keine einheitlichen Standards für Kran-
ken-, Renten- oder Arbeitslosenversi-
cherungen. Eine Chancengleichheit für 
alle, die in Europa leben, ist deswegen 
nur schwer zu realisieren. Die Europäi-
sche Union wird derzeit zwar als Wirt-
schafts-, aber noch nicht als Sozialunion 
gedacht.

Wir bewerten das so:
Die immer noch anhaltende Finanz- 

und Wirtschaftskrise in E uropa ist das 
Ergebnis einer einseitigen Politik, die 
zwar auf freien Handel und freie Ka-
pitalflüsse setzt, die es aber versäumt 
hat, angemessene Regularien hierfür 
zu schaffen oder sich frühzeitig über 
Verschuldungsprobleme Gedanken zu 
machen. Diese Politik und die daraus 
resultierenden Probleme führen zu Ver-

trauensverlusten der EU-BürgerInnen in 
die europäischen Institutionen.

Die Europäische Union muss deswe-
gen sozialer und gerechter werden. Wir 
brauchen eine Debatte darüber, wie 
der stark wirtschaftliche und finanzpo-
litische Fokus der EU hin zu eine sozi-
alpolitischen Dimension verschoben 
werden kann. Wir brauchen einen gu-
ten Plan, die Lebensbedingungen in 
Europa gerecht zu gestalten, denn in 
Europa müssen die Menschen im Mit-
telpunkt stehen. Europäische BürgerIn-
nenrechte müssen für alle Menschen in 
allen Regionen Europas gleichermaßen 
gelten und den Menschen, egal in wel-
chem Land sie geboren werden oder 
aufwachsen, die gleichen Chancen er-
möglichen. Dabei dürfen gesamteuro-
päische Gesetze die Vielfalt der Kultu-
ren im europäischen Raum jedoch nicht 
einschränken. Die Europäische Union 
muss im Sinne einer solidarischen euro-
päischen Verantwortung dafür sorgen, 
dass alle BürgerInnen gleichermaßen 
an den Errungenschaften der europäi-
schen Einigung teilhaben können.

Wir wollen ein  
gerechtes Europa!
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Europäische Grundrechte müssen 
durch entsprechende sozialpolitische 
Maßnahmen verwirklicht werden, 
denn ein gemeinsamer Wirtschafts- 
und Arbeitsmarkt beinhaltet auch eine 
gemeinsame soziale Verantwortung. 
Gerade in der Sozial- und Rentenpolitik 
muss es einheitliche Standards für die 
Kranken-, Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung geben, um als EuropäerInnen 
zu einem neuen, solidarischen Mitei-
nander finden zu können. Ein wirksa-
mes Zeichen können wir dafür setzen, 
indem aus der Fülle der nationalen 
Regelungen ein europaweites System 
entwickelt wird, das einen gesicherten 
Lebensstandard in allen Altersphasen 
und eine Angleichung der Lebensver-

hältnisse ermöglicht.
Dazu muss auch ein Finanzausgleich 

von der Europäischen Union zu einzel-
nen Regionen weitergedacht werden. 
Um einen funktionierenden Fiskalfö-
deralismus zu gewährleisten, muss die 
Einführung europäischer Steuern – zum 
Beispiel auf Finanzprodukte oder eine 
europäische Mehrwertsteuer nach ei-
ner EU-weiten Harmonisierung – voran-
gebracht werden.

Auch die hohe und lang anhaltende 
Jugendarbeitslosigkeit muss in den Blick 
genommen werden: Sie hat nämlich 
nicht nur wirtschaftlich fatale Folgen, 
sondern ebnet den Weg für PopulistIn-
nen als vermeintliche HeilsbringerIn-
nen und trägt zu einem schwindenden 

Vertrauen der jungen Generation in die 
demokratischen Institutionen und nicht 
zuletzt in die europäische Idee bei. 
Auch deshalb muss man die durch die 
ökonomischen Krisen entstandene, er-
schreckend hohe Jugendarbeitslosigkeit 
in einigen Staaten als gesamteuropäi-
sches Problem ansehen und als solches 
solidarisch lösen. Die konsequente Um-
setzung der Jugendgarantie18 kann da-
bei durch Zusicherung eines passenden 
Ausbildungsplatzes, einer Arbeitsstelle 
oder eines Studienplatzes eine berufli-
che Perspektive bieten. Gerade die jun-
gen Menschen in den von der Krise am 
schwersten getroffenen Ländern sollten 
jetzt von den Chancen eines vereinten 
Europa profitieren!

WIR FORDERN DESWEGEN:
•	 eine sozialstaatliche Ausgestaltung Europas durch Schließung eines eigenständigen EU-Sozialvertrags, um der so-

zialen Dimension, die Europa gewinnen muss, Ausdruck zu verleihen und entsprechende Grundsätze eines Sozial-
staates wie gemeinsame Sozi-alstandards auch übergreifend in der Europäischen Union zu verankern,

•	 eine europaweite Agenda mit gemeinsamen Anstrengungen der Mitgliedsstaaten und der Europäischen Kommissi-
on zum Angleichen der Lebensverhältnisse in der gesamten EU, insbesondere dem Ausbau von Programmen gegen 
die hohe Jugendarbeitslosigkeit,

•	 eine EU-Haushaltspolitik, die sich an den realen Bedürfnissen und Notwendigkeiten der Regionen orientiert und 
eine gerechte Umverteilung und Angleichung zwischen wirtschaftlich schwachen und starken Regionen garantiert, 
beispielsweise durch Ausbau des LEADER-Förderprogramms und dessen Vereinfachung, das einen Ausgleich zwi-
schen zentralen und peripheren Regionen zum Ziel hat und die Entwicklung der ländlichen Regionen unterstützt,

•	 eine faire finanzielle Unterstützung für alle Kommunen, die sowohl Zuwanderungs- als auch Abwanderungsprozes-
se berücksichtigt, um für alle BewohnerInnen gute Lebensbedingungen zu schaffen und dabei insbesondere die 
Aufnahme und Integration von zugewanderten Menschen sicherstellt,

•	 die Umsetzung und Ausweitung der Jugendgarantie in den europäischen Staaten für alle in der EU lebenden Men-
schen unter 30 Jahren, durch die sie einen rechtlichen Anspruch darauf bekommen sollen, innerhalb von zwei 
Monaten nach Abschluss der allgemeinbildenden Schule, ihrer formalen Ausbildung oder des Studiums sowie beim 
Verlust ihres Arbeitsplatzes einen passenden Ausbildungsplatz, eine regulär bezahlte und passende Arbeitsstelle, 
weiterqualifizierende Bildungsangebote, oder einen Studienplatz angeboten zu bekommen19 und

•	 die Erhebung einer Steuer auf den Handel mit Aktien, Anleihen, Devisen und Derivaten, um kurzfristige Spekulati-
onen zu erschweren und einer neuerlichen Bankenkrise vorzubeugen.

„Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden ohne schöpferische 
Anstrengungen, die der Größe der Bedrohung entsprechen.“
Robert Schumann, Französischer Außenminister von 1948 bis 1952
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Wir stellen fest:
Spätestens seit Ausbruch der Wäh-

rungs- und Finanzkrise im Jahr 2009 
scheint sich die Europäische Union und 
mit ihr ihre Mitgliedsstaaten dauerhaft 
im Krisenmodus zu befinden. Positive 
Nachrichten über die Errungenschaften 
des europäischen Einigungsprojekts 
fallen angesichts vieler Meldungen zu 
steigenden Schuldenstandsquoten der 
Mitgliedsstaaten und der vermeintli-
chen Labilität des Euro als gemeinsa-
mer Währung, zu ungelösten Fragen in 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik, über die 
Uneinigkeit des Europäischen Rats in 
der Außen- und Sicherungspolitik oder 
zum Austritt des Vereinigten König-
reichs aus der EU meist unter den Tisch. 
Stattdessen wird die EU von den Re-
gierungen der Mitgliedsstaaten häufig 
zum Sündenbock gemacht, obwohl die-
se die Entscheidungen im Europäischen 
Rat selbst mitgetragen haben. Häufig 
lenken sie vom eigenen Versagen ab 
und verweisen auf das vermeintliche 
Versagen der EU. So bereiten die Regie-
rungen der Mitgliedsstaaten den Nähr-
boden für PopulistInnen, statt Men-
schen für die Ideen der Europäischen 
Union zu begeistern. Dazu kommt, dass 
die Berichterstattung über europapoli-
tische Vorgänge fast ausschließlich aus 
nationalstaatlicher Sicht durch die nati-
onalen Medien erfolgt und dabei eine 
europäische Perspektive fehlt.

Obwohl die Europäische Union für 
das Leben ihrer BürgerInnen eine wich-
tige Rolle spielt, sind auch die Möglich-
keiten, Europa zu erleben, nicht beson-
ders stark ausgeprägt: In der Schule 
wird oft nur theoretisches Wissen über 
die EU vermittelt und Möglichkeiten, 
um mit den anderen Kulturen und Völ-
kern in Europa in Kontakt zu kommen, 
sind nur in geringem Maß vorhanden, 

werden derzeit wenig beworben oder 
stehen aufgrund finanzieller und sozia-
ler Rahmenbedingungen nicht für alle 
jungen Menschen gleichermaßen zur 
Verfügung. Gerade für Jugendverbän-
de ist der Zugang zu europäischen För-
derprogrammen zur Finanzierung von 
europapolitischen Bildungsangeboten 
wie Studienfahrten zu den Institutio-
nen schwer, da die Arbeitsweise von 
Jugendverbänden nicht mit den Förder-
richtlinien kompatibel oder die Antrag-
stellung zu aufwändig ist.

Wir bewerten das so:
In einer Zeit, in der PopulistInnen und 

NationalistInnen die Deutungshoheit 
über die europäische Idee für sich bean-
spruchen und in der viele Menschen in 
Europa die Europäische Union vor allem 
mit Krisen, Streitereien zwischen den 
Mitgliedsstaaten, einer überbordenden 
Bürokratie und Forderungen nach Aus-
tritt aus der Eurozone oder gleich der 
gesamten Europäischen Union in Ver-
bindung bringen, reicht es nicht mehr, 
sich auf die Zugkraft des Gründungs-
impulses der EU als europäisches Frie-
densprojekt zu verlassen. Stattdessen 
muss es heute mehr denn je gelingen, 
die positiven Errungenschaften der Eu-
ropäischen Union herauszustellen, den 
EU-BürgerInnen die Relevanz der Politik 
auf europäischer Ebene für das eigene 
Leben näherzubringen und die Identifi-
kationspotentiale mit der europäischen 
Idee zu stärken. Europäisch zu denken 
erfordert dabei auch, aus europäischer 
Sicht informiert zu werden. Daher muss 
aus unserer Sicht eine neue Form des 
Erklärens in Europa geschaffen und eta-
bliert werden.

Das Zusammenwachsen der europä-
ischen Gesellschaft ist mehr als das Rin-

gen um politische Entscheidungen. Es 
fehlt für die heutige junge Generation 
derzeit aber ein gemeinsames europäi-
sches Projekt, wie es die Friedenssiche-
rung nach dem Zweiten Weltkrieg und 
der wirtschaftliche Wiederaufbau, die 
Öffnung der innereuropäischen Gren-
zen oder die Einführung einer gemein-
samen Währung in früheren Jahren 
waren. Um das Wir-Gefühl innerhalb 
der Europäischen Union zu stärken, 
braucht es mehr Orte der Begegnung 
und Zusammenarbeit wie Fachkräf-
teaustausche, Jugendbegegnungen, 
Europäische Freiwilligendienste oder 
Jugendfestivals, die ein wichtiger Bau-
stein zur europäischen Verständigung 
und der Entwicklung einer kollektiven 
europäischen Identität über die Nati-
onalstaaten hinweg sind. Jugendver-
bände spielen hierbei, neben Auslands-
aufenthalten im Rahmen der Schulzeit 
und des Studiums, eine zentrale Rolle. 
Beide Aktivitäten dürfen nicht gegenei-
nander ausgespielt werden.

Wir wollen ein  
erlebbares Europa!
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WIR FORDERN DESWEGEN:
•	 die Förderung eines europäischen Bewusstseins in den Lehrplänen aller Schulformen zu verankern sowie eine pra-

xisorientierte Vermittlung dieser Inhalte, beispielsweise in Form jährlicher Projektwochen rund um den Europatag,
•	 eine stärkere Förderung von außerschulischen Sprachprogrammen für Jugendliche,
•	 die Ausweitung der Förderung von Schulpartnerschaften sowie von schulischen und außerschulischen Fahrten in 

andere europäische Länder und insbesondere zu den europäischen Institutionen,
•	 eine stärkere Unterstützung von Fachkräfteaustauschen, Jugendbegegnungen, Europäischen Freiwilligendiensten 

oder Jugendfestivals20,
•	 die Finanzierung eines kostenlosen Interrail-Tickets für alle europäischen Jugendlichen, um ihnen unabhängig von 

ihren finanziellen Möglichkeiten und ihrem Bildungshintergrund zu ermöglichen, mit anderen europäischen Kultu-
ren in Kontakt zu kommen und die europäische Idee mit Leben zu füllen sowie

•	 die Einrichtung einer europaweiten, multilingualen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt neben den bereits vor-
handenen nationalen, die zur Schaffung einer europäischen Presse und Öffentlichkeit beiträgt.

 
 

 

„Die Einheit Europas war ein Traum von wenigen. 
Sie wurde eine Hoffnung für viele. Sie ist heute 
eine Notwendigkeit für uns alle.“
Konrad Adenauer, Erster Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland von 1949 bis 1963
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KURZ-INFO
DIE EU IN ZAHLEN

Mitgliedsländer

Zur Europäischen Union gehören derzeit 28 Mitgliedsländer 
(nach Beitrittsjahr): Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien,  
Luxemburg, Niederlande, Dänemark, Irland, Vereinigtes Königreich, 
Griechenland, Portugal, Spanien, Finnland, Österreich, Schweden, Est-
land, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische 
Republik, Ungarn, Zypern, Bulgarien, Rumänien, Kroatien. 

Währung

Außer Bulgarien, Dänemark, Kroatien, Polen, Rumänien, Schweden, der Tschechischen Re-
publik, Ungarn und dem Vereinigten Königreich haben alle anderen 19 EU-Länder den Euro als 
Währung eingeführt und gehören somit zur Eurozone. Bis auf Dänemark und das Vereinigte 
Königreich sind alle Mitgliedsstaaten verpflichtet, den Euro als Zahlungsmittel einzuführen.  
Ziel der EU-Kommission ist, dass bis 2025 alle Mitgliedsstaaten mit dem Euro bezahlen.

Bevölkerung und Unionsgebiet

In der EU leben 508 Millionen Menschen auf einer Fläche von mehr als vier Millionen km². 
Nach China und Indien hat die EU die drittgrößte Bevölkerung der Welt. Frankreich ist das 
größte und Malta das kleinste Land der EU. Prozentual gesehen haben Deutschland und 
Frankreich den größten Anteil an der EU-Bevölkerung (15 und 13 Prozent).

Sprachen

Die EU hat 24 Amtssprachen: Bulgarisch, Dänisch, Deutsch, Englisch, Estnisch, Finnisch, 
Französisch, Griechisch, Irisch, Italienisch, Kroatisch, Lettisch, Litauisch, Maltesisch, Nieder
ländisch, Polnisch, Portugiesisch, Rumänisch, Schwedisch, Slowakisch, Slowenisch,  Spanisch,  
Tschechisch und Ungarisch. Alle Schriftstücke, die ein Mitgliedstaat an Organe der EU  
richtet, können in einer der Amtssprachen verfasst sein und auch die Antwort muss in 
derselben Sprache erfolgen.
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Wir stellen fest:
Die Interessen von Jugendlichen 

werden im europäischen Politikbetrieb 
heute immer noch zu wenig beach-
tet. Dabei sind es gerade die jungen 
Menschen, die die europäische Idee 
wie selbstverständlich leben und sich 
eine Rückkehr zum nationalstaatli-
chen Klein-Klein nicht mehr vorstellen 
können. Jugendlichen stehen heute in 
der Europäischen Union nur begrenz-
te Möglichkeiten zur Verfügung, sich 
dort wirksam und umfassend einbrin-
gen zu können. Derzeit können junge 
EuropäerInnen – beispielsweise beim  
European Youth Event (EYE)21 – direkt 
mit VertreterInnen der Europäischen 
Union in Kontakt kommen, echte Par-
tizipation an den politischen Prozessen 
ist dabei jedoch nicht gegeben.

Gerade die Jugendverbände, in de-
nen sich engagierte junge Menschen 
zusammenschließen, um gemeinsam 
ihre Interessen zu vertreten, kommen 
heute auf europäischer Ebene kaum 
vor. Dabei haben viele der nationalen  
Jugendverbände auch europäische 
Dachverbände, deren finanzielle wie 
personelle Möglichkeiten jedoch oft 
begrenzt sind. Gleichzeitig sind die 

Hürden, um an europäischen Förder-
programmen partizipieren zu können, 
derzeit noch sehr hoch. Auch die Eu-
ropaebene der KLJB, die MIJARC (Mou-
vement Internationale de la Jeunesse 
Agricole et Rurale Catholique, ist als 
Zusammenschluss der europäischen 
katholischen Landjugendbewegungen  
zwar in Brüssel präsent, wird aber 
durch die europäische Politik nicht  
in Entscheidungsprozesse eingebun-
den. Auch das Europäische Jugend-
forum, das als Zusammenschluss der 
nationalen Jugendringe und Jugend-
verbände demokratisch legitimiert ist, 
wird derzeit noch zu selten von der EU 
miteinbezogen.

Wir bewerten das so:
Die Mitbestimmungsmöglichkeiten 

junger Menschen auf europäischer Ebe-
ne sind begrenzt. Dabei ist für uns klar: 
Europa kann nicht funktionieren, wenn 
Jugendliche es nicht mitgestalten. Nur 
so werden die Erwartungen junger 
Menschen berücksichtigt und an die 
Folgen für kommende Generationen 
gedacht.

Deswegen wünschen wir uns für die 
Zukunft, dass zum einen die bestehen-
den Angebote der Jugendpartizipation 
ausgebaut werden, ihre Ergebnisse sich 
in der europäischen Politik widerspie-
geln und es mehr Jugendlichen ermög-

licht wird, daran teilzunehmen. Zum 
anderen muss es aus unserer Sicht für 
Europa grundlegend sein, dass es aus 
dem Blickwinkel von jungen Menschen 
gedacht wird und deren Perspektiven 
bei allen Entscheidungen miteinbezo-
gen werden, was heute noch zu wenig 
der Fall ist. Gerade bei der Frage, wie 
die Europäische Union in Zukunft ausse-
hen soll, müssen Jugendliche ihre Stim-
me einbringen können. Die Entschei-
dungsträgerInnen in der EU müssen die 
Fragen und Bedürfnisse der jungen Ge-
neration ernst nehmen, damit die eu-
ropäische Integration in Zukunft wieder 
auf eine breitere Akzeptanz in Europa 
stoßen kann.

Gerade die europäischen Jugendver-
bände, die wie die MIJARC vorwiegend 
ehrenamtlich gestaltet werden, können 
dabei eine wichtige Mittlerfunktion 
wahrnehmen, da sie als demokratisch 
aufgebaute und selbst organisierte 
Zusammenschlüsse die Interessen jun-
ger Menschen bis auf die europäische 
Ebene tragen können. Dazu müssen sie 
allerdings von der Europäischen Union 
auch anerkannt und einbezogen wer-
den. Dafür braucht es gute Rahmen- 
und Förderbedingungen, um durch eine 
starke europäische Jugendverbandsar-
beit gelungene internationale Jugend-
begegnungen im europäischen Raum 
zu ermöglichen. 

Wir wollen ein  
junges Europa!

WIR FORDERN DESWEGEN:
•	 das Mindestalter für die Wahlen zum Europäischen Parlament auf 14 Jahre zu senken22 und durch eine altersgemä-

ße politische Bildung zu begleiten,
•	 das Europäische Jugendforum vor Entscheidungen des Europäischen Parlaments anzuhören und die Sicht junger 

Menschen in die EU-Gesetzgebung einzubeziehen,
•	 die EU-Jugendstrategie23 dahingehend weiterzuentwickeln, dass die tatsächlichen Lebensbedingungen vieler  

Jugendlichen und junger Erwachsener zur Grundlage gemacht werden, die beispielsweise angesichts von 
Jugendarbeitslosigkeit von der aktiven Teilhabe an der Gesellschaft von vornherein ausgeschlossen sind und

•	 weitere Formen der echten Beteiligung junger Menschen zu etablieren, welche auch in politische Prozesse einge-
bunden werden.

•	 den Beitrag der Jugendverbände und ihrer europäischen Ebenen für ein Europa der Zukunft besser zu würdigen und 
dies in angemessenen Fördersätzen, verbesserten Rahmenbedingungen und der Vereinfachung von Verwaltungs-
abläufen für die Förderprogramme umzusetzen.
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Für uns junge Menschen, die in ei-
nem vereinten Europa aufgewachsen 
sind, ist die Europäische Union ein nicht 
mehr wegzudenkender fester Bestand-
teil unseres Lebens. Dass die Menschen 
in der Europäischen Union seit 60 Jah-
ren auf einem weitgehend befriedeten 
Kontinent leben können, ist für junge 
Menschen heute selbstverständlich. 
Keine Generation vor uns erlebte mehr 
Europa. Wir sind davon überzeugt, dass 
nur die Fortsetzung des Integrations-
prozesses eines friedlichen und demo-
kratischen Europas zu einer gesicherten 
Zukunft für uns und die nachfolgenden 
Generationen beitragen wird.

Wir als Katholische Landjugendbe-
wegung sehen uns darum selbst in der 
Pflicht, weiter für Europa zu streiten 
und uns für die europäische Idee einzu-
setzen. Gerade in diesen Tagen wollen 
und müssen wir uns für Europa enga-
gieren und das intensiver als bisher. Wir 
müssen uns mit der Frage auseinander-
setzen, warum PopulistInnen so stark 
sind. Wir müssen gemeinsam mit an-
deren Verbänden und Organisationen 

deutlich machen, dass die Regierenden 
auf eine starke Zivilgesellschaft und auf 
stabile Strukturen zählen können.

Die Europäische Union hat sich auf 
die gemeinsamen Werte der Men-
schenwürde, Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und der 
Achtung der Menschenrechte gegrün-
det. Diese Werte müssen wir aktiv 
verteidigen. Frieden, Solidarität, Of-
fenheit, Vielfalt, politische Beteiligung  
und Innovation bringen uns voran – 
Grenzen, nationale Lösungen, Konflikte, 
Rassismus und Fremdenhass sind kei-
ne Antworten auf die Fragen unserer 
Zeit und unserer Generation. Als jun-

ge Menschen lassen wir uns nicht von 
Angst und dem Wunsch nach Rückkehr 
zur Nationalstaatlichkeit leiten. Wir zei-
gen klare Kante gegen Extremismus24 
und stehen gemeinsam für ein buntes 
Land25  ein.

Wir sind davon überzeugt, dass ein 
Rückfall in ein von rein nationalen In-
teressen geprägtes Handeln in unserer 
globalen Welt weder politisch, noch 
gesellschaftlich oder wirtschaftlich 
sinnvoll ist. Globale Herausforderun-
gen wie der Klimawandel, das rasante 
Wachstum der Weltbevölkerung, die 
steigenden Ernährungs- und Energie-
preise, die unzureichende Regulierung 

Unser Beitrag

„Frage nicht, was Europa für dich  
machen kann, frage vielmehr,  
was du für Europa machen kannst.“
Joachim Gauck,  

Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland von 2012 bis 2017
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des Finanzsektors oder die Friedens-
sicherung müssen in einem suprana-
tionalen Kontext verhandelt werden, 
denn nur durch gemeinsames aktives 
Handeln können sie gelöst werden. Die 
EU schafft hierfür, zwar noch nicht aus-
reichende, aber deutlich bessere Mög-
lichkeiten zur politischen Gestaltung als 
jeder Nationalstaat für sich alleine zur 
Verfügung hätte.

Als katholischer Jugendverband kön-
nen wir mit unseren Angeboten einen 
Beitrag für das Zusammenwachsen Eu-
ropas leisten und uns somit für Toleranz 
und gelebte Vielfalt in der Einheit der 
Europäischen Union einsetzen. Wir tra-
gen zur Integration junger Menschen 

bei, indem wir ihnen mehr Teilhabe 
in der Gesellschaft ermöglichen. Wir 
leben den europäischen Gedanken in 
der KLJB durch Vernetzung, Austausch 
und Begegnung mit anderen Kulturen 
und Völkern seit jeher: Wir engagieren 
uns in der MIJARC als Internationale 
Katholische Land- und Bauernjugend
bewegung und schauen bei Aktivitäten 
wie dem Gemeinsamen Landjugend-
treffen, das wir 100 Jahre nach Ende des 
1. Weltkriegs im Jahr 2018 zusammen 
mit der französischen Landjugend MRJC 
(Mouvement rural de jeunesse chré-
tienne) veranstalten werden, über den 
Tellerrand hinaus. Europa wird dadurch 
erfahrbar und gewinnt für viele junge 

Menschen Gestalt und Anziehungskraft.
Wir treten deswegen für die Fort-

führung eines friedlichen, partizipati-
ven und demokratischen Integrations-
prozesses in Europa ein. Wir wollen 
nicht, dass weitere Mitgliedsstaaten 
die Europäische Union oder die Euro-
zone verlassen. Stattdessen müssen 
Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit in 
Europa gestärkt werden, um allen EU- 
BürgerInnen gleichermaßen eine Teil-
habe zu ermöglichen. Wir rufen dazu 
auf, mehr Mut zu einem sozialen Euro-
pa zu haben und mehr Europa zu wa-
gen.26 Europa ist unsere Zukunft – des-
wegen wollen wir die Einheit Europas 
in ihrer Vielfalt vollenden.

KURZ-INFO
EU-GLOSSAR

Staatenverbund

So wird ein Zusammenschluss von Staaten genannt, wie etwa bei den Staaten in der EU. Er wird nicht als loser Staa-
tenbund angesehen, aber besitzt (jedenfalls noch) nicht die Qualität eines Bundesstaates.

Schengener Abkommen

Geregelte Vereinbarungen zur Abschaffung stationärer Grenzkontrollen an den Binnengrenzen der teilnehmenden 
Staaten. Derzeit beteiligen sich daran 22 EU-Mitgliedsstaaten sowie Island, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz.

Freizügigkeit

Freizügigkeit ist das Recht einer Person zur freien Wahl des Wohn- und Aufenthaltsortes in jedem Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union.

EU-Konvent

Das Konventsverfahren nach Artikel 48 des EU-Vertrages garantiert die Beteiligung der VolksvertreterInnen aus dem 
EU-Parlament und den nationalen Parlamenten und verhindert, dass die Exekutive weiterhin unverhältnismäßig ge-
stärkt wird. Vor und während des Konventes kann die organisierte Zivilgesellschaft, beispielsweise durch Vorkonven-
te, einbezogen werden.

EU-Gesetze

Es gibt zwei Arten von EU-Gesetzen: 

1.	Richtlinien sind Rahmengesetze der EU; sie stellen eine politische Forderung an die Gemeinschaft und müssen 
von den nationalen Parlamenten der Mitgliedstaaten innerhalb einer gesetzten Frist in nationales Recht umgesetzt 
werden. 

2.	Verordnungen sind dagegen EU-Gesetze, die sofort und unmittelbar in allen Mitgliedstaaten gelten.
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Fußnoten
1	 Am 25. März 1957 gründeten die Staats- und Regierungschefs Belgiens, 

Deutschlands, Frankreichs, Italiens Luxemburgs und der Niederlanden mit 
der Unterzeichnung der Römischen Verträge die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft und legten darüber 
hinaus fest, dass diese gemeinsam mit der Europäischen Gemeinschaft  
für Kohle und Stahl eine gemeinsame parlamentarische Versammlung, ei-
nen Rechnungshof und einen Wirtschafts- und Sozialausschuss bekommen 
sollten.   

2	 In der KLJB geschieht dies beispielsweise über das Engagement junger 
Menschen im Dachverband der MIJARC Europa oder beim geplanten Ge-
meinsamen Landjugendtreffen mit der französischen Landjugend MRJC 
(Mouvement Rural de Jeunesse Chrétienne), das beide Verbände im Jahr 
2018 gemeinschaftlich veranstalten werden.

3		 Beispielsweise im Rahmen des von der Europäischen Union geförder-
ten Programms Erasmus+, über das jährlich mehr jungen Menschen ein 
Austausch zwischen den Regionen und Kulturen Europas ermöglicht wird 
(http://de.statisticsforall.eu/maps-erasmus-students.php).

4		 Freizügigkeit ist das Recht einer Person zur freien Wahl des Wohn- 
und Aufenthaltsortes in jedem Mitgliedsstaat der Europäischen Union  
(http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=457&langId=de).

5		 Seit dem 12. November 2015 gibt es im Zusammenhang mit der Aufnah-
mekrise von Geflüchteten wieder (stichprobenartige) Grenzkontrollen bei 
der Einreise nach Österreich, an den Grenzübergängen von Österreich nach 
Deutschland, von Deutschland nach Dänemark und von Dänemark nach 
Schweden sowie bei der Einreise nach Frankreich infolge der Terroran-
schläge vom 13. November 2015.

6		 Vgl. Beschluss „Willkommen in Deutschland. Unsere Verantwortung für 
Asylsuchende“ der KLJB-Bundesversammlung 2015.

7		 Als Schengener Besitzstand gelten die im Schengener Abkommen geregel-
ten Vereinbarungen zur Abschaffung stationärer Grenzkontrollen an den 
Binnengrenzen der teilnehmenden Staaten. Derzeit beteiligen sich daran 22 
EU-Mitgliedsstaaten sowie Island, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz.

8		 Nach dem Dublin-System ist dasjenige Land für das Asylverfahren von Ge-
flüchteten zuständig, in dem der oder die Geflüchtete erstmalig die Euro-
päische Union erreicht hat.

9		 Dies könnte durch einen proportionalen Schlüssel erfolgen, der sich an der 
Wirtschaftskraft und der Einwohnerzahl eines Landes orientiert, nach dem 
dann den einzelnen Mitgliedsstaaten Flüchtlingskontingente zugewiesen 
werden (Vgl. Beschluss „Willkommen in Deutschland – Unsere Verantwor-
tung für Asylsuchende“ der KLJB-Bundesversammlung 2015).

10	 Die Praxis der illegalen Zurückweisung
11 	Das Konventsverfahren nach Artikel 48 des EU-Vertrages garantiert die 

Beteiligung der VolksvertreterInnen aus dem EU-Parlament und den nati-
onalen Parlamenten und verhindert, dass die Exekutive weiterhin unver-
hältnismäßig gestärkt wird. Vor und während des Konventes kann die or-
ganisierte Zivilgesellschaft, beispielsweise durch Vorkonvente, einbezogen 
werden (https://dejure.org/gesetze/EU/48.html).

12		 http://www.focus.de/politik/ausland/zitate-von-briten-die-spaete-reue-der-
brexit-waehler-immer-mehr-fordern-neues-referendum_id_5700173.html

13	 Europäische Parteien, die mit den nationalen Parteien vergleichbar sind, 
sind bisher nur im Ansatz vorhanden, da es sich eher um Zusammenschlüs-
se von nationalen Parteien in einer Art Dachorganisation handelt. Das im 
Artikel 10 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) genannte Ziel, 
dass europäische Parteien zur „Herausbildung eines europäischen politi-
schen Bewusstseins und zum Ausdruck des Willens der Bürgerinnen und 
Bürger der Union beitragen“ sollen, erfüllen sie ohne gemeinsame Partei-
programme, ohne gemeinsame Wahlkämpfe und ohne gemeinsame Spit-
zenkandidatInnen bisher nicht (http://www.bpb.de/politik/grundfragen/ 
parteien-in-deutschland/42224/europaeisierung).

14	 Das könnte erreicht werden, indem das Verhältnis zwischen Europäischem 
Parlament und Europäischem Rat insofern neu geregelt würde, dass das 
Europäische Parlament als erste Parlamentskammer fungiert, während 
der Europäische Rat als zweite Parlamentskammer die Interessen der Mit-
gliedsstaaten einbringt – in ähnlicher Weise, wie derzeit in Deutschland 
Bundestag und Bundesrat zusammenarbeiten.

15	 Siehe Fußnote 10.
16	 Insbesondere Minderjährige sind nach Angaben der EU-Kommission von 

Armut bedroht – betroffen waren demnach 2015 rund 25 Millionen Kin-
der und Jugendliche und bekommen im Vergleich zu anderen Bevölke-
rungsgruppen am stärksten die Auswirkungen zu spüren. (http://www.
handelsblatt.com/politik/international/eurostat-zahlen-fast-jeder-vierte-
eu-buerger-ist-von-armut-bedroht/14699826.html)

17	 Im Jahr 2016 lag die Jugendarbeitslosigkeit für Jugendliche zwischen  
15 und 24 Jahren in Griechenland bei 44,2%, in Spanien bei 42,9% und  
in Italien bei 40,1%, während der EU-Durchschnitt bei 18,6% lag.  
(https://de.statista.com/statistik/daten/studie/74795/umfrage/ 
jugendarbeitslosigkeit-in-europa/)

18	 Die Jugendgarantie ist die Zusage aller EU-Mitgliedstaaten zu gewähr-
leisten, dass alle jungen Menschen unter 25 Jahren innerhalb von vier 
Monaten nachdem sie arbeitslos geworden sind oder ihre Ausbildung 

abgeschlossen haben, ein qualitativ hochwertiges Beschäftigungsan-
gebot, Fortbildung, einen Ausbildungsplatz oder ein Praktikum erhalten  
(http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1079&langId=de).

19	 Die Jugendgarantie besteht derzeit bereits (siehe Fußnote 16), aller-
dings soll der Zeitrahmen für den rechtlichen Anspruch, innerhalb dessen  
Jugendliche eine Arbeitsstelle, Bildungsangebote oder einen Studienplatz 
erhalten, von vier auf zwei Monate verkürzt werden.

20	 Die Förderung dieser Maßnahmen über das EU-Programm Erasmus+ muss 
durch einfachere Zugangsvoraussetzungen hinsichtlich der Fördermo-
dalitäten sowie eine bessere finanzielle Mittelausstattung ausgeweitet  
werden.

21	 Beim European Youth Event wird es jungen EuropäerInnen ermöglicht, die 
EU, ihre Institutionen und EntscheidungsträgerInnen kennenzulernen und 
sich gegenseitig über ihre Ideen für Europa auszutauschen. Dort wird die 
einzigartige Chance geboten, sich Gehör zu verschaffen. 

22	 Auch der Deutsche Bundesjugendring spricht sich für eine Absenkung des 
aktiven Wahlrechts auf 14 Jahre für Kommunal-, Landtags-, Bundestags- 
und Europawahlen aus (https://www.dbjr.de/fileadmin/user_upload/
pdf-dateien/Positionen/2006/2006_DBJR-Beschluss_Wahlalter2.pdf).

23	 Die aktuelle EU-Jugendstrategie umfasst die Jahre 2010-2018 und hat zum 
Ziel, mehr Möglichkeiten und mehr Chancengleichheit für junge Men-
schen im Bildungswesen und auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen und will  
junge Menschen ermutigen, aktiv an der Gesellschaft teilzunehmen 
(http://ec.europa.eu/youth/policy/youth-strategy_de).

24	 Im Projekt „Tacheles! Klare Kante gegen Extremismus“ engagiert sich 
die KLJB in Kooperation mit dem Bund der Alevitischen Jugendlichen in    
Deutschland (BDAJ) für eine tolerante, plurale und weltoffene Gesellschaft 
und setzt sich gegen Extremismus und Antisemitismus ein.

25	 Im Rahmen der Aktion „Zukunftszeit – Gemeinsam für ein buntes Land!“ 
tritt die KLJB gemeinsam mit den anderen Jugendverbände im BDKJ aus 
dem Glauben heraus für eine offene Gesellschaft und gegen gruppenbe-
zogene Menschenfeindlichkeit ein und leistet damit einen aktiven Beitrag 
zur gesellschaftlichen Integration und Weltoffenheit. Außerdem soll die 
Aktion dazu beitragen, dass rechte Parteien nicht in Bundestag, Landes-
parlamente und Kommunalparlamente einziehen.

26	 Bundespräsident Joachim Gauck forderte die Öffentlichkeit in seiner An-
trittsrede und in seiner europapolitischen Grundsatzrede dazu auf, mehr Eu-
ropa zu wagen. (http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/ 
DE/Joachim-Gauck/Reden/2013/02/130222-Europa.html)

 
 

 


